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Metainformationssystem für Geodaten des Bundes  - GeoMIS.Bund

Einleitung

Zu Beginn des 21. Jahrhunderts vollzieht sich in Deutschland die Transformation von der Industrie- zur Informationsgesellschaft. Informationen und der effiziente Umgang mit ihnen haben eine zentrale Bedeutung in Forschung, Wirtschaft und Verwaltung. Geoinformationen bzw. Daten mit räumlichem Bezug sind ein wesentlicher Teil des in der heutigen Informations- und Kommunikationsgesellschaft vorhandenen und genutzten Wissens. Der Staat nutzt selbst Geoinformationstechniken und stellt mit ihrer Hilfe Informationen und Dienstleistungen zur Verfügung, um staatliche Leistungen schneller, umfassender und mit höherer Qualität zu erbringen.

Durch die Fähigkeit der Geodaten, über den Ortsbezug Informationen jedweder Art miteinander zu verknüpfen, werden insbesondere auch in Forschung, Wirtschaft und Verwaltung erhebliche Nutzungsmöglichkeiten erschlossen. Zunehmende Bedeutung kommt ebenso der Beteiligung von Bürgern bei Verwaltungsentscheidungen zu, die durch Geoinformationssysteme (GIS) anschaulicher und effizienter durchgeführt werden können.

Digitale Geoinformationen stellen ein Wirtschaftsgut von herausragender Bedeutung dar, weil sie als Produktionsfaktoren am Markt gehandelt werden und rund die Hälfte aller Wirtschaftszweige Geoinformationen direkt oder indirekt für ihre Arbeiten nutzen. Für den Wirtschaftsstandort Deutschland entstehen aus dem Markt für Geoinformationen sowie bei der Entwicklung von Geoinformationssystemen Arbeitsplätze mit hohem Qualitätsniveau.

Geoinformationen in der Bundesverwaltung

Innerhalb der Bundesverwaltung werden einige hundert Fachaufgaben unterschiedlichster Art mit Geodatenbeständen wahrgenommen, besonders zu nennen sind: Raumplanung, Bauwirtschaft, Umwelt- und Naturschutzmanagement, Innere Sicherheit, Landesverteidigung, Zivil- und Katastrophenschutz, Versorgung und Entsorgung, Wasserwirtschaft, geowissenschaftlicher Ressourcenschutz, Land- und Forstwirtschaft, Wetterdienst, Klimaforschung, Statistik, Versicherungswesen, Telematik / Verkehrslenkung.

Die Privatwirtschaft ist im Bereich Geoinformationswesen Partner der Bundesverwaltung: Einerseits führt sie als Auftragnehmer der Bundesverwaltung für viele Teilbereiche die Erhebung von Geodaten (Geobasisdaten) durch, andererseits erwirbt sie Geodatenbestände aus der öffentlichen Verwaltung, um sie durch Veredelung kommerziell zu nutzen, beispielsweise durch Einsatz in Kfz-Navigationssystemen. Zum Beispiel wären die derzeit entwickelten Dienste für WAP-Handies in Verbindung mit GPS-Navigation unmöglich, wenn dafür nicht sehr präzise Geobasisdaten zur Verfügung stehen würden.

Durch das beim BKG (http://www.ifag.de) betriebene Geodatenzentrum (http://www.geodatenzentrum.de) werden die Geobasisdaten (digitale topographisch-kartographische Informationen) vom Gebiet der Bundesrepublik Deutschland zentral für die Bundesverwaltung und für Dritte bereit gestellt. Das Geodatenzentrum wurde bereits 1996 beim Bundesamt für Kartographie und Geodäsie eingerichtet. Das BKG leistet hierbei einen erheblichen zusätzlichen Aufwand zur Prüfung und Harmonisierung der von den Ländern gelieferten Geobasisdaten. Damit nimmt das BKG eine wichtige und notwendige Qualitätssicherungsmaßnahme wahr.

Die im Geodatenzentrum angebotenen groß- und mittelmaßstäbigen Daten im Maßstabsbereich von etwa 1:25.000 bis 1:100.000 werden dabei durch die Landesvermessungseinrichtungen der Bundesländer erstellt. Die kleinmaßstäbigen Daten und Kartenwerke ab dem Maßstab 1:200.000 und kleiner werden durch das BKG selbst erzeugt und gepflegt. Dies wird durch Verwaltungsabkommen zwischen dem Bund und den Ländern geregelt. Das Metainformationssystem des Geodatenzentrums informiert über die Verfügbarkeit, Qualität und die Bezugsmöglichkeiten von Geobasisdaten. Darüber hinaus enthält es bei den Produkten des BKG auch Testdaten und Dokumentationen zum.

Bund / Länder-Vereinbarung über die kontinuierliche Geodatenabgabe

Viele Zuständigkeiten für das Geoinformationswesen fallen in die Kompetenz der Länder. Für Bereiche, mit gesamtstaatlicher Bedeutung (Bundesgrenzangelegenheiten, internationale Programme) oder die Außenvertretung (EU, VN) ist der Bund zuständig. Bisher haben sich Bund-Länder-Absprachen bewährt, auch wenn ihr zustande kommen im Einzelfall kompliziert und langwierig gewesen sein mag. So ist es nach der Kompetenzordnung des Grundgesetzes (Art. 73 GG) Aufgabe der Länder, amtliche geotopographische Grundlagendaten (= Geobasisdaten) bereitzustellen und vorzuhalten. 

Am 1. September 1999  ist die Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bundesministerium des Innern und den Ländern über die kontinuierliche Abgabe digitaler geotopographischer Informationen der Landesvermessung zur Nutzung im Bundesbereich in Kraft getreten. Gemäß dieser Vereinbarung überlassen die Länder gegen eine jährliche Pauschallizenz dem Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (BKG) kontinuierlich digitale geotopographische Informationen ( = Geobasisdaten) der Landesvermessung in den Maßstabsbereichen größer als 1:200000 zur Nutzung durch den Bund bei der Wahrnehmung seiner öffentlichen Aufgaben.

(Quelle:  Gemeinsames Ministerialblatt G3191A, 51. Jahrgang (2000), Nr.21, Seite 410-413), siehe auch (http://www.imagi.de)

Interministerieller Ausschuss für Geoinformationswesen – IMAGI

Die Bundesregierung hat bereits im Kabinettbeschluss vom 17. Juni 1998 auf den Wert und die Wichtigkeit von Geoinformationen hingewiesen. (Vorblatt, Nr.1)

“ Geoinformationen (orts- und raumbezogene Daten zur Beschreibung von Gegebenheiten eines Landes) bilden einen wesentlichen Teil des in der modernen Informations- und Kommunikationsgesellschaft vorhandenen Wissens. Sie werden auf allen Ebenen in Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und vom Bürger benötigt; sie sind Grundlage des planerischen Handelns und ihre Verfügbarkeit maßgebliche Voraussetzung für Standort- und Investitionsentscheidungen. Wichtige Bereiche sind die Raumplanung, Telematik/ Verkehrslenkung, Umwelt- und Naturschutz, Landesverteidigung, innere Sicherheit, Zivilschutz, Versicherungswesen, Gesundheitsvorsorge, Land- und Forstwirtschaft, Bodenordnung, Versorgung und Entsorgung sowie Bürgerbeteiligung an Verwaltungsentscheidungen.

Geoinformationen bilden weltweit ein Wirtschaftsgut ersten Ranges mit zunehmender Bedeutung. Darüber hinaus ist Herstellung und Entwicklung der auf die Verarbeitung von Geoinformationen angelegten Technologie wichtiger arbeitsplatzschaffender Wachstumsbereich.

Der Umgang, von Politik und Verwaltung mit Geoinformationen ist vor allem vor dem Hintergrund gestiegener datentechnischer Möglichkeiten und der Globalisierung der Märkte dringend verbesserungsbedürftig. Das deutsche Geoinformationswesen darf nicht den Anschluss an die weltweite Entwicklung verlieren.“ (http://www.imagi.de) 

Auf politischer Ebene wurde durch die Bundesregierung das erhebliche Potenzial der Geoinformationen zur Stärkung der Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit in der Bundesverwaltung erkannt. Folgerichtig wurde zur Verbesserung der Koordinierung des Geoinformationswesens innerhalb der Bundesverwaltung der ständige "Interministerielle Ausschuss für Geoinformationswesen" (IMAGI) unter der Federführung des BMI eingerichtet, die konstituierende Sitzung fand am 8. September 1998 statt. Der Ausschuss soll unter anderem 

" ... die Konzeption eines effizienten Datenmanagements für Geodaten auf Bundesebene (Straffung der Verantwortlichkeiten, ressortübergreifende Nutzung, Metadaten-Informationssystem, verbesserter Zugang für die Wirtschaft, Ausweisung von Forschungs- und Innovationsbedarf) als prioritäre Aufgabe entwickeln."  (V. Handlungsempfehlungen des Kabinettsbeschlusses vom 17. Juni 1998).

Mit seiner Entschließung vom 15. Februar 2001 fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auf, politische Maßnahmen zu ergreifen, um in Deutschland den Aufbau einer nationalen Geodateninfrastruktur nachhaltig und zügig voran zu treiben. Dem eingerichteten Interministeriellen Ausschuss für Geoinformationswesen (IMAGI) ist aufgetragen, sich im Zusammenwirken mit Wirtschaft und Wissenschaft auf Dauer aller im Kabinettbeschluss angesprochenen Koordinierungsaufgaben anzunehmen. Die Erarbeitung der Konzeption für ein effizientes Geodatenmanagement des Bundes ist ein erster und richtiger Schritt zu einer verbesserten Koordinierung. Schwerpunktmäßig werden hierin aber noch die Belange des Bundes behandelt.

Die Hauptaufgaben des IMAGI sind 

· der Aufbau eines Metainformationssystems für Geodaten des Bundes (GeoMIS.Bund),

· die Optimierung der technisch-organisatorischen Zuständigkeiten für die Haltung von Geodatenbeständen,

· die Harmonisierung und die Optimierung der administrativen Vorgaben für Bezug und Abgabe von Geodaten,

· die Öffentlichkeitsarbeit.

Metainformationssystem für Geodaten des Bundes „GeoMIS.Bund“

Die Bundesverwaltung nutzt selbst Geoinformationstechniken und stellt mit ihrer Hilfe Informationen und Dienstleistungen zur Verfügung, um staatliche Leistungen schneller, umfassender und mit höherer Qualität zu erbringen. Das Metainformationssystem für Geodaten des Bundes GeoMIS.Bund wird sowohl eine wesentliche Erleichterung des Zugangs, der Koordinierung  und der Nutzung von Geodaten ermöglichen als auch eine kostensenkende Wirkung durch effiziente Nutzung der vorhandenen Geodatenbestände erzielen. 

Das „GeoMIS.Bund“ soll Metainformationssysteme für Geofachdaten auswerten, die bei Bundesbehörden dezentral betrieben werden. Ziel ist es, die erforderliche Transparenz über die vorhandenen Datenbestände zu vermitteln. 

Das Bundesamt für Kartographie und Geodäsie (BKG) wurde am 27.Juli 2000 durch das Bundesministerium des Innern mit Beschluss des IMAGI als Auftragnehmer für die Entwicklung und den späteren Betrieb des Metainformationssystems für Geodaten des Bundes (GeoMIS.Bund)  benannt. 

Am 29./30.11.2000 fand hierzu im BKG in Frankfurt am Main eine Anhörung mit Experten aus Wirtschaft, Verwaltung und Wissenschaft zur Auswahl einer Systemlösung für das Metainformationssystem statt. 

Als Ergebnis der Anhörung wurde festgestellt, dass das GeoMIS.Bund

· ein Instrument für die Auswertung von Metainformationssystemen für Geo(fach)daten (FMIS) sein soll, die bei Bundesbehörden dezentral betrieben werden. Ziel ist es, dem Nutzer die erforderliche Transparenz über diese vorhandenen Datenbestände zu vermitteln; 

· als ein übergeordnetes bzw. zentrales Recherchesystem (Brokerlösung) konzipiert werden soll, das für den Nutzer einen einheitlichen Zugang zu den dezentralen FMIS gewährleistet;

· die unterschiedliche Strukturen der FMIS berücksichtigen soll; 

· ein frei verfügbarer Dienst für Behörden, die Wirtschaft und die breite Öffentlichkeit sein soll;

· als integraler Bestandteil eines Portals für Geodaten des Bundes (GeoPortal.Bund) konzipiert ist, welches dem Nutzer verschiedene Dienste, Serviceleistungen und Informationen in einer zukünftigen Geodaten-Infrastruktur für Deutschland zur Verfügung stellen wird.

Die endgültige Realisierung soll im  Frühjahr 2003 abgeschlossen sein.

Perspektive - Eine Nationale Geodateninfrastruktur für Deutschland

Unter dem Begriff „Geodateninfrastruktur“ soll die Gesamtheit der technologischen, politischen und institutionellen Maßnahmen zusammengefasst werden, die notwendig sind, um die Bereitstellung von und den Zugang zu raumbezogenen Daten aller Art möglich zu machen. Eine Geodateninfrastruktur schafft die Voraussetzungen für die Gewinnung, Auswertung und Anwendung von Geodaten für Nutzer und Anbieter in der öffentlichen Verwaltung, im kommerziellen und nicht-kommerziellen Sektor, in der Wissenschaft und für den Bürger ganz allgemein. Eine Geodateninfrastruktur bedeutet mehr als lediglich eine Sammlung von Daten oder eine Datenbank. Sie enthält raumbezogene Daten und Attribute, eine ausreichende Datenbeschreibung (Metadaten), Möglichkeiten Geodaten zu beziehen, zu visualisieren, zu verarbeiten und anzubieten. Weiterhin werden in ihr zusätzliche Serviceleistungen und Dienste angeboten, um Anwendungen zu unterstützen. Um eine Geodateninfrastruktur effektiv nutzen zu können, ist schließlich eine Organisations- und Managementstruktur zur Koordinierung und Verwaltung von Geschäftsvorgängen auf lokaler, regionaler, nationaler und transnationaler Ebene erforderlich.

Erfolgreich durchsetzen lässt sich eine Geodateninfrastruktur Deutschland, in der Kräfte aus Wirtschaft, Verwaltung und Wissenschaft effizient zusammenwirken sollen, nur mit wirkungsvoll eingesetzten politischen Handlungsinstrumenten. Hierbei müssen als zentrale Forderungen die Geobasis- und Geobasisfachinformationen als öffentliche Infrastruktur von Bund und Ländern vorgehalten werden. Der Bund stellt sich zweckmäßigerweise für eine führende Rolle bei der Koordinierung des Geoinformationswesens zur Verfügung.

Workshop des Arbeitskreises „Umweltdatenbanken“ 

der Fachgruppe 4.6.1 „Informatik im Umweltschutz“ der Gesellschaft für Informatik (GI)

07. und 08. Juni 2001 Jena
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